
seite 2 ·  dienstag, 6.  Juni 2023 ·  nr.  129 Politik frankfurter allgemeine zeitungf p m

| stimmen der anderen |

die mittel des protests sind nicht beliebig
Die „Lausitzer Rundschau“ aus Cottbus kommentiert 
die linksextremen Ausschreitungen in Leipzig:
„es ist unerträglich, dass in deutschland nazis durch 
die straßen marschieren, menschen ermorden, rassis-
tisch hetzen, nach und nach in die mitte der gesell-
schaft einsickern. wer dagegen etwas unternimmt, 
verdient respekt. aber die mittel sind nicht beliebig. 
überfälle, mit dem ziel, den faschismus aus der 
gesellschaft herauszuprügeln, werden völlig zu recht 
bestraft. dabei ist es erlaubt, sogar gegen ordentliche 
gerichtsurteile zu demonstrieren. friedlich. was 
haben jedoch brennende barrikaden mit antifaschis-
mus zu tun? erstens greifen die vermeintlichen anti-
faschisten eben jenen demokratischen rechtsstaat an, 

den es doch gegenüber nazis zu verteidigen gilt. und 
zweitens wird kein einziger nazi durch diese gewalt 
bekehrt.“

wenig hoffnung auf wandel in der linken szene 
Zum gleichen Thema meint die „Leipziger Volks -
zeitung“:
„die linke szene in connewitz hat zwar in den ver-
gangenen Jahren eine wandlung durchgemacht. ein 
teil distanziert sich aber nach wie vor nicht von 
gewalttaten. die verurteilte linksextremistin lina e. 
er scheint ihnen als märtyrerin. die hoffnung ist, dass 
aufrufe wie zum ‚tag X‘ in zukunft regelrecht verpuf-
fen, keine große wirkung mehr erzielen, leipzig und 
connewitz nicht mehr zum schaulaufen für die 

unverbesserlichen werden. dann muss sich niemand 
mehr über das Vorgehen der polizisten und das geba-
ren der linken aufregen. dieses wochenende hat die-
se hoffnung ein wenig genährt.“

freie hand für die türkische zentralbank?
Zur Ernennung von Mehmet Simsek zum  türkischen 
Finanzminister schreibt „De Tijd“ aus Belgien:
„ob die wirtschaftliche realität – und die abhängig-
keit von ausländischen geldgebern – recep tayyip 
erdogan nun doch eingeholt hat? eine interessante 
frage ist, ob die türkei mit der ernennung des neuen 
finanzministers zu einer orthodoxen wirtschaftspoli-
tik zurückkehrt, und sei es nur, weil der wahlsieg den 
politischen raum dafür schafft. die antwort ist 

jedoch noch unklar. ein orthodoxer banker in der 
regierung bringt noch keinen wirtschaftlichen früh-
ling. Viel wichtiger wird sein, ob der türkischen zen -
tralbank freie hand gelassen wird, um die wirtschaft 
wieder auf Vordermann zu bringen, auch wenn die 
medizin in den ersten Jahren schlecht schmecken 
wird. sollte der wirtschaftliche umschwung gelingen, 
stellt sich eine größere und noch schwierigere frage: 
wird es möglich sein, dem türkischen präsidenten 
auch in anderen bereichen seine grenzen aufzuzei-
gen und ihn zu einer wende zu bewegen?“

pis-regierung in schwierigkeiten
Die polnische Zeitung „Rzeczpospolita“  kommentiert 
die Großdemonstrationen der polnischen Opposition: 

„der marsch vom 4. Juni wird dem regierungslager 
große schwierigkeiten bereiten. auch deshalb, weil 
es enorme energie darauf verwendet hat, ihn zu dis-
kreditieren. die (nationalkonservative regierungs-
partei) pis bezeichnete die kundgebung vorab als 
marsch des hasses und verbreitete einen Videoclip, 
in dem sie die menschen mit bildern aus auschwitz 
erschreckte. polens öffentlich-rechtlicher fernseh-
sender tVp berichtete gar nicht von der demonstra-
tion, sondern zeigte einige komische bilder von 
ministern bei einer hausfrauenversammlung und auf 
einem kochfest. für die opposition ist der erfolg der 
demonstration eine sehr wichtige Quelle der politi-
schen mobilisierung, des glaubens an die möglich-
keit eines sieges.“

E s ist ein warmer Juniabend, an 
dem sich rund 40 interessierte 
in den fensterlosen, nicht kli-
matisierten schankraum 
einer bar quetschen, um mehr 

über die letzte generation  zu erfahren –  
sich ihr am ende vielleicht sogar anzu-
schließen. eingeladen hat die örtliche 
„widerstandsgruppe“ in mainz. das pu -
bli kum besteht zur einen hälfte aus stu-
denten, zur anderen aus deutlich Älteren, 
mehrheitlich mit protesterfahrung – einer 
rühmt sich, „damals in brokdorf“ bei den 
anti-akw-protesten ins gefängnis 
gekommen zu sein. elise ist 83, sie kommt 
bloß aus interesse und etwas sympathie. 
sie ärgert sich, dass die polizei zuletzt mit 
razzien gegen die gruppe vorgegangen 
ist. „da hat der staat überreagiert“, sagt 
sie. auch wenn sie selbst sich  nicht an die 
straße kleben werde, vermutet sie, dass es 
den protest wohl brauche. 

der redner der letzten generation 
heißt fabian, seinen nachnamen nennt er 
nicht. er ist anfang 30 und nach eigenen 
angaben  ausgebildeter Jongleur, der 
zuletzt aber als betreuer eines schwer-
kranken gearbeitet hat. die arbeit sei sehr 
wichtig gewesen, gekündigt habe er  vor 
einigen monaten, weil er angesichts der 
„suizidalen“ entwicklung der klimakrise 
keine andere möglichkeit gesehen habe, 
als aktiv zu werden. er sei nach münchen 
gegangen für den protest, mit der absicht, 
sich einsperren zu lassen. „dort bekom-
men wir die größtmögliche aufmerksam-
keit.“ fabian sieht die letzte generation 
in der tradition des zivilen widerstands, 
etwa der amerikanischen proteste der 
sechzigerjahre gegen die segregation von 
schwarzen und weißen. 

die heutige situation sei „weitaus kom-
plexer“, die lage jedoch noch drängender, 
sagt er. gleichwohl sei es der erfolg der 
gruppe, dass heute „alle“ über die einfüh-
rung eines tempolimits redeten und   es 
das  9-euro-ticket gegeben habe.   der 
mann, der in brokdorf demonstrierte, 
sagt: „das ist totaler schwachsinn. ihr 
tragt zur Verharmlosung der klimakrise 
bei, wenn ihr eure aktionen mit solchen 
forderungen verbindet.“ er will diskutie-
ren, fabian lieber nicht. fragen bitte spä-
ter. zu einer echten diskussion wird es 
allerdings auch dann nicht kommen. 

eigentlich ist es ein rekrutierungs-
abend für jene, die die ziele schon tei-
len. Veranstaltungen wie diese finden 
besonders in groß- und universitäts-
städten seit einigen monaten statt. es 
sind erste anlaufmöglichkeiten bei einer 
gruppe, die, anders als  fridays for 
future, nicht auf offene bewegung setzt, 
sondern nur wenige hundert mitglieder 
hat, die sich vertraulich zu illegalen 
aktionen verabreden. 

wie diese aktionen zu bewerten sind, 
darüber wird  gestritten. seit die general-
staatsanwaltschaft münchen bundeswei-
te razzien bei den aktivisten durchfüh-
ren ließ, noch  einmal erbitterter. Juristen 
und auch nichtjuristen diskutieren etwa, 
ob es sich bei der letzten generation um 
eine kriminelle Vereinigung handelt. die 
münchner staatsanwälte schienen sich 
ihrer sache vor zwei wochen so sicher zu 
sein, dass sie die beschlagnahmte home-
page der gruppe zwischenzeitlich schon  
mit dem hinweis versahen: „die letzte 
generation stellt eine kriminelle Vereini-
gung gemäß § 129 stgb dar!“ doch ganz 
so einfach ist es nicht. mal abgesehen von 
der rechtswidrigen Vorverurteilung, die 
sich die strafverfolger damit leisteten.

laut paragraph 129 wird bestraft, „wer 
eine Vereinigung gründet oder sich an 
einer Vereinigung als mitglied beteiligt, 
deren zweck oder tätigkeit auf die bege-
hung von straftaten gerichtet ist“. diese 
taten müssen im höchstmaß mindestens 
mit zwei Jahren freiheitsstrafe bedroht 
sein. für nötigungen, deretwegen schon 
einige aktivisten verurteilt wurden, gilt 
das – auf den tatbestand steht eine frei-
heitsstrafe von bis zu drei Jahren. trotz-
dem streiten sich die strafrechtler. 

der ehemalige bgh-richter thomas 
fischer kam auf „legal tribune online“ 
zu dem ergebnis, dass die letzte genera-
tion zwar nicht in gänze als kriminelle 
Vereinigung gelten könne. anderes gelte 
aber für die gruppierungen, die bereit 
seien, straftaten zu begehen. zwar ver-
folge die letzte generation mit dem kli-
maschutz einen anderen zweck. die 
„tätigkeit“ bestimmter gruppierungen 
sei aber durchaus „auf die begehung von 
straftaten“ gerichtet, so fischer.

seiner ansicht nach greift auch keiner 
der ausschlussgründe, die paragraph 129 
normiert. da heißt es zum beispiel, dass 
eine strafbarkeit ausscheidet, „wenn die 
begehung von straftaten nur ein zweck 
oder eine tätigkeit von untergeordneter 
bedeutung ist“. laut fischer kann man 
das von den besagten gruppierungen 
nicht behaupten. hier präge die begehung 
„möglichst spektakulärer straftaten“ das 
erscheinungsbild. insgesamt warnt der 
ehemalige richter und autor eines stan-

gewitzt, irgendwie bunt, irgendwie 
schön“ gewesen; doch anders als mit den  
straßenblockaden hätte man damit nur 
eine geringe wahrnehmung erzielt. die 
medien hätten sich auch nicht für das 
abdrehen von pipelines  interessiert, die 
zuletzt staatsanwaltschaften auf den 
plan gerufen hatten. die mangelnde 
berichterstattung führt der redner indi-
rekt darauf zurück, dass medien den 
interessen von unternehmen folgten, 
die keine berichterstattung wünschten. 
er kündigt mehr blockaden an. gezielt 
wolle man in wenigen wochen „mit 
hunderten“ nach münchen gehen, da 
dort die reaktion am härtesten und 
damit die aufmerksamkeit am größten 
sei. diese strategie bestätigen auch 
andere innerhalb der letzten genera-
tion.  

„protest muss stören, um aufmerk-
samkeit zu erlangen“, sagt aktivist 
fabian in seinem Vortrag. „ein großteil 
der gesellschaft ist halt einfach passiv.“  
die luft wird immer schwerer, weil die 
klimaanlage wegen der hohen lautstär-
ke ausgeschaltet wurde. „und wenn jetzt 
menschen ausbrechen und anfangen zu 
handeln, wenn diese menschen erfolg 
haben, sich ihre selbstwirksamkeit 
zurückholen, dann kann das ansteckend 
sein. das problem der kollektiven nicht-
handlung, das wir derzeit haben, aufzu-
lösen, dafür braucht es die störung.“ 

P ause. Viele verlassen die 
schummrige bar, hinaus in 
die kühle abendluft. zwei 
studenten, offenbar von der 
aufbruchstimmung ange-

steckt, wollen gleich noch erfahren, wie 
sie mithelfen können. eine von ihnen ist 
sich nicht sicher, ob sie sich traut, an 
einer straßenblockade teilzunehmen. 
sie kenne schließlich die Videos von 
autofahrern, die „total ausrasten“. aber 
es geht „im moment um alles“, sagt sie, 
um ihre bedenken selbst abzuräumen. 
beide drehen sich zigaretten, reden 
über die ignoranz vieler menschen im 
hinblick auf die klimakrise. in der bar 
sind zwei ältere männer sitzen geblie-
ben. als eine junge aktivistin sie fragt, 
ob sie sich in eine liste eintragen woll-
ten, um am „netzwerk teilhaben“ zu 
können, wehren sie ab. „keine namen, 
keine daten“, sagt einer verschwöre-
risch. engagieren, ja, aber man wolle 
schließlich nicht die polizei morgen vor 
der tür stehen haben. 

ist die letzte generation „mafiaähn-
lich“ organisiert? der frankfurter straf-
rechtler matthias Jahn verneint das. inso-
fern könne auch keine rede von einer 
kriminellen Vereinigung sein, meint er. 
im zdf wies Jahn kürzlich darauf hin, 
dass  paragraph 129 strafgesetzbuch bei 
organisationen wie den hells angels 
anwendung finde. entscheidend sei 
auch, ob die straftaten einer gruppie-
rung die „öffentliche sicherheit“ beein-
trächtigten. für die „klassische perfor-
mance“ der klimaaktivisten gelte das 
nicht. da gehe es eher um „unbequem-
lichkeiten“, die im einzelfall durchaus 
empörend sein könnten. 

anderes gilt aus Jahns sicht für 
anschläge auf pipelines oder andere 
anlagen der kritischen infrastruktur. 
dazu sei bislang aber allenfalls in 
umrissen etwas bekannt. der rechts-
professor, der auch als richter am ober-
landesgericht frankfurt arbeitet, meint,  
ohne eine gewisse schwere der taten 
könne von einer kriminellen Vereini-
gung keine rede sein. dem halten 
fischer und andere  entgegen: seit para-
graph 129 nur straftaten erfasse, die im 
höchstmaß mit einer mindeststrafe von 
zwei Jahren bedroht seien, komme es 
darauf nicht mehr an.

aus Jahns sicht ist jedenfalls der aus-
schlussgrund in paragraph 129 einschlä-
gig. die strafbaren aktionen seien für die 
letzte generation schließlich kein selbst-
zweck. so sieht es auch der augsburger 
strafrechtler michael kubiciel. er trat 
zuletzt als bevollmächtigter der union vor 
dem bundesverfassungsgericht auf. auch  
er hält von einer einordnung der letzten 
generation als kriminelle Vereinigung 
nichts. in einem beitrag für den Verfas-
sungsblog meint kubiciel, es bleibe abzu-
warten, ob auch höchste gerichte die Ver-
kehrsblockaden überhaupt als strafbar 
einstuften. Jedenfalls greife der aus-
schluss in paragraph 129. relevant sei 
hierbei auch, dass die aktivisten bei ihren 
aktionen von der Versammlungsfreiheit 
gebrauch machten. 

moralisch sieht man sich beim 
anwerbeabend in mainz sowieso  auf der 
richtigen seite. legalität spielt nur inso-
fern eine rolle, als  jede überschreitung 
für aufmerksamkeit sorgt. die 83 Jahre 
alte elise verlässt die Veranstaltung 
etwas enttäuscht. sie fragt sich, ob 
dadurch wirklich was fürs klima bewegt 
werde. „die kleberei kann ja kein 
selbstzweck sein.“  

dardkommentars zum strafgesetzbuch vor 
einer „überbetonung moralisierender 
bewertungen“. moral und strafrecht hin-
gen miteinander zusammen, seien aber 
aus guten gründen nicht identisch. 

er plädiert nicht nur mit blick auf die 
kriminelle Vereinigung für eine tren-
nung dieser fragen. sie sei auch nötig, 
wenn es darum gehe, ob nötigungen 
durch die letzte generation rechtswidrig 
sind. dazu ist eine diskussion im gange, 

weil das strafgesetzbuch hier eine beson-
dere prüfung vorsieht. nur wenn eine 
nötigung „verwerflich“ ist, ist sie auch 
rechtswidrig. der bundesgerichtshof 
spricht von einer „sozial unerträglichen“ 
Verhaltensweise.

aus sicht von fabian, dem aktivisten 
der letzten generation, der in mainz 
spricht, sind die straßenblockaden prak-
tisch alternativlos. was man abseits des-
sen gemacht habe, sei „irgendwie 
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die razzien haben das interesse an der     
letzten generation gesteigert. in einer bar 
versuchen die aktivisten, neue unterstützer 
für ihre aktionen zu gewinnen. 
Von Marlene Grunert und Timo Steppat, Mainz

itz. berlin. Vor der weltklimakonfe-
renz ende des Jahres in dubai zeichnet 
sich ein konflikt zwischen unterschied-
lichen ansätzen im kampf gegen die 
erderwärmung ab. die neue präsident-
schaft der un-konferenz aus den Ver-
einigten arabischen emiraten propa-
giert neben dem ausbau erneuerbarer 
energien auch andere möglichkeiten, 
darunter den einsatz von kernkraft 
und die anwendung von techniken zur 
treibhausgasabscheidung, -speiche-
rung oder -nutzung (ccs und ccu). 
diese unterschiedlichen Vorgehenswei-
sen spielen auch auf der zehntägigen 
bonner klimakonferenz eine rolle, die 
am montag begonnen hat und die der 
Vorbereitung des cop 28 genannten 
treffens der Vereinten nationen 
anfang dezember in dubai dient.

Viele schwellen- und entwicklungs-
länder, aber auch industriestaaten ste-
hen dem von den scheichs vorgeschla-
genen weg offen gegenüber. so planen 
china, indien, die Vereinigten staaten, 
Japan, großbritannien, frankreich und 
die tschechische republik neue atom-
reaktoren. ccs und ccu sind bereits 
in ländern wie den usa, kanada, 
indien oder norwegen etabliert. damit 
lassen sich schwer zu dekarbonisieren-
de industrien wie die zementherstel-
lung umstellen, auch die produktion 
„blauen“ und „türkisen“ wasserstoffs 
aus erdgas wird möglich. darüber 
hinaus hoffen nationen mit fossilen 
rohstoffen, die förderung von öl und 
gas im einklang mit den minderungs-
zielen fortsetzen zu können. das gilt 
nicht nur für die reichen golfstaaten, 
sondern auch für ärmere anbieter, 
etwa den senegal. 

deutschland geht einen  anderen 
weg: es hat seine letzten kernreakto-
ren im frühling abgeschaltet, es verbie-
tet bisher ccs, es möchte international 
den ausstieg aus fossilen energien 
durchsetzen und zugleich verbindliche 
ausbauziele für erneuerbare träger  in 
aller welt etablieren. darauf verwies 
die staatssekretärin im auswärtigen 
amt und sonderbeauftragte der bun-
desregierung für internationale klima-
politik, die ehemalige greenpeace-che-
fin Jennifer morgan, am montag zum 
auftakt der bonner zusammenkunft. 

„in den kommenden zwei wochen 
werden wir gemeinsam mit der eu 
daran arbeiten, eine breite koalition 
für eine ambitionierte globale klima-
politik aufzubauen, damit wir in dubai 

wegweisende entscheidungen treffen 
können, durch welche wir einen großen 
sprung in richtung einer klimafreund-
lichen, nachhaltigen und damit besse-
ren welt machen“, kündigte morgan 
an. es bedürfe eines klaren fahrplans, 
der „einen weg zum ausstieg aus den 
fossilen energien aufzeigt und den 
ausbau der erneuerbaren dramatisch 
beschleunigt“, so die  politikerin. 
„dafür setzen wir uns für ein globales 
erneuerbare-energien-ziel ein.“ 

der jüngste bericht des weltklima-
rats ipcc aus dem märz zeigt für mor-
gan, dass die staatengemeinschaft 
nicht genug gegen die erderhitzung 
tut, sondern in richtung eines 
abgrunds „schlafwandelt“. sie müsse 
endlich aufwachen und  die erhitzung 
auf 1,5 grad begrenzen. diese marke 
hatte die pariser klimakonferenz vor 
sieben Jahren etabliert, nun habe man 
nur weitere sieben Jahre zeit, um die 
emissionen zu halbieren und die 
schlimmsten klimaauswirkungen zu 
verhindern. 

das treffen in bonn ist die erste 
Verhandlungsrunde nach dem ipcc-
bericht und bereitet für dubai den ers-
ten „global stocktake“ seit dem pari-
ser abkommen vor. damit ist eine 
weltweite bestandsaufnahme der bis-
her erreichten co2-minderung 
gemeint. das erreichen der sogenann-
ten nationalen klimaschutzbeiträge 
(ndc) der einzelnen länder ist zwar 
nicht völkerrechtlich bindend. aber 
zum einen müssen diese ndc regel-
mäßig verschärft werden, zum ande-
ren unterliegen die fortschritte der 
internationalen transparenz und der 
überprüfung. die ergebnisse des 
„stocktake“ alle fünf Jahre sollen die 
Vertragsstaaten bei der künftigen 
ndc-festlegung berücksichtigen, 
weshalb nach der konferenz von 
dubai eine deutliche „ambitionsstei-
gerung“ erwartet wird. 

die umweltorganisationen bund 
und wwf warnten in bonn vor 
„scheinlösungen“ beim klimaschutz, 
die sie unter anderem in der ccs-tech-
nik sehen. diese  habe schon beim 
jüngsten petersberger klimadialog in 
berlin zu viel raum eingenommen. 
Vielmehr müssten sich alle staaten 
möglichst bald zum ausstieg aus fossi-
len energien bekennen. deutschland 
dürfe seine klimaschutzgesetze nicht 
verwässern, etwa durch „schlupflöcher“ 
beim geplanten gebäudeenergiegesetz. 

Streit über CO2-Abscheidung 
vor Weltklimakonferenz
die gastgeber aus dubai werben für alternativen zu 
erneuerbaren –  berlin geht einen anderen weg

lock. dresden. nach den aus-
schreitungen vom wochenende in 
leipzig hat die polizeiliche und politi-
sche aufarbeitung der ereignisse 
begonnen. die fraktion der linken im 
sächsischen landtag beantragte am 
montag eine sondersitzung des innen-
ausschusses. es stehe der eindruck im 
raum, „dass von vornherein nicht 
beabsichtigt war, die ordentlich ange-
meldete demons tration, die sich am 
samstagnachmittag in der leipziger 
südvorstadt gegen Versammlungsver-
bote wandte, loslaufen zu lassen“, kri-
tisierte die innenpolitische sprecherin 
der linken, kerstin köditz. die polizei 
hatte den stopp der demonstration 
unter anderem damit begründet, dass 
zu viele teilnehmer gegen das Ver-
mummungsverbot verstoßen hatten. 

in der folge war die lage eskaliert, 
wurde die polizei mit flaschen und 
steinen beworfen. die einsatzkräfte 
hatten daraufhin einen sogenannten 
kessel gebildet und die darin befindli-
chen personen nach und nach kontrol-
liert. mehrere hundert personen, 
darunter auch minderjährige, saßen 
auf diese weise zum teil zwölf stun-
den lang fest. „die herstellung men-
schenunwürdiger bedingungen ist 
weder verhältnismäßig noch ein bei-
trag zur deeskalation“, sagte köditz. 

auch Vertreter von spd und grü-
nen kritisierten das Verhalten der 
einsatzkräfte in diesem fall, aber 
auch einen teil der demonstranten. 
„es ist offenkundig, dass eine nicht 
unerhebliche zahl an menschen am 
samstag gezielt gewalt gesucht und 
ausgeübt hat“, sagte der innenpoliti-
sche sprecher der grünen, Valentin 
lippmann. „derartige gewaltexzesse 

sind durch nichts zu rechtfertigen und 
dürfen und werden in einem rechts-
staat nicht folgenlos bleiben.“ immer-
hin seien die zuvor an die wand 
gemalten schreckensszenarien für 
den „tag X“ nach der urteilsverkün-
dung gegen die linksextremistin lina 
e. ausgeblieben. 

eine demonstration gegen die Ver-
urteilung hatte die stadt am freitag 
verboten. zuvor hatten linksautono-
me in ganz deutschland zur fahrt 
nach leipzig aufgerufen. „die lage-
einschätzung war einfach die, dass es 
androhungen gab, mehrere millionen 
euro sachschaden zu verursachen“, 
sagte der leipziger polizeipräsident, 
rené demmler, der „leipziger Volks-
zeitung“ vom montag. „das lässt sich 
einfach nicht mit klassischen mitteln 
der deeskalation verhindern.“ auch 
der bundesvorsitzende der gewerk-
schaft der polizei (gdp) verteidigte 
den einsatz. die polizei nahm eigenen 
angaben zufolge rund 30 menschen 
fest sowie rund doppelt so viele vorü-
bergehend in gewahrsam. zehn män-
ner im alter von 20 bis 36 Jahren 
kamen in untersuchungshaft, zudem 
seien zahlreiche ermittlungsverfah-
ren, darunter wegen landfriedens-
bruchs, eingeleitet worden. 

demmler entgegnete kritikern des 
„kessels“, dass die personalien der fest-
gehaltenen personen festgestellt wer-
den mussten. personen, die bereits 
zuvor auffällig gewesen waren, hätten 
herausgefischt werden müssen, min-
derjährige seien dabei jedoch prioritär 
berücksichtigt worden. die alternative 
wäre gewesen, die demo laufen zu las-
sen und dann bei ausschreitungen noch 
massiver einschreiten zu müssen.

Kritik an Polizeitaktik in Leipzig
linke beantragt sondersitzung im landtag


